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(Mr. 13126.) Geſetz über die Prüfung lippiſcher Referendare durch das Juriſtiſche Landesprüfungsamt 
in Berlin, über die Beſchäftigung der Referendare beider Länder während des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes ſowie über die Beſchäftigung unbeſoldeter Gerichtsaſſeſſoren beider Länder 
bei den Juſtizbehörden des anderen Landes. Vom 23. Juli 1926. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

81. 

Der nachſtehend abgedruckte Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe vom 15. Februar 1926 
über die Prüfung lippiſcher Referendare durch das Juriſtiſche Landesprüfungsamt in Berlin, über die 
Beſchäftigung der Referendare beider Länder während des Vorbereitungsdienſtes ſowie über die Beſchäfti⸗ 
gung unbeſoldeter Gerichtsaſſeſſoren beider Länder bei den Juſtizbehörden des anderen Landes wird ge⸗ 
nehmigt. 5 

§ 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 23. Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. 


Staatsvertrag 


zwiſchen Preußen und Lippe über die Prüfung lippiſcher Referendare durch das Juriſtiſche Landes⸗ 

prüfungsamt in Berlin, über die Befhäftigung der Referendare beider Länder während des Vor⸗ 

bereitungsdienſtes ſowie über die Beſchäftigung unbeſoldeter Gerichtsaſſeſſoren beider Länder bei 
den Gerichtsbehörden des anderen Landes. i 


Zwiſchen Preußen und Lippe wird vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen Genehmigung folgender 
Vertrag gefchloffen: 

Artikel 1. 

In Lippe werden die in Preußen geltenden Vorſchriften über den Vorbereitungsdienſt der Referendare und 
die große Staatsprüfung eingeführt werden. Sobald dies geſchehen iſt, wird Preußen den lippiſchen Staatsange⸗ 
hörigen die Ablegung der großen Staatsprüfung bei dem Juriſtiſchen Landesprüfungsamt in Berlin und die Ab⸗ 
leiſtung des Vorbereitungsdienſtes bei preußiſchen Juſtizbehörden ſowie bei preußiſchen Rechtsanwälten (Notaren) 
geſtatten. Auch wird alsdann der bei lippiſchen Juſtizbehörden oder bei lippiſchen Rechtsanwälten (Notaren) abge- 
leiftete Vorbereitungsdienſt wie ein in Preußen abgeleiſteter Vorbereitungsdienſt angerechnet werden. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: II. Anguſt 1926.) 63 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1312613128.) 


Artikel 2. 
Beide vertragſchließenden Länder erklären ſich bereit, Gerichtsaſſeſſoren des anderen Landes unentgeltlich 


bei den Juſtizbehörden des eigenen Landes zu beſchäftigen, inſoweit und ſolange die Verpflichtung zu einer ſolchen 
Beſchäftigung den Gerichtsaffefforen des eigenen Landes gegenüber beſteht. 


D 


naten nach Gründung der Aktiengeſellſchaft von diefer übernommen werden, gelten als ohne Gehalt un- 


Berlin, den 15. Februar 1926. Detmold, den 15. Februar 1926. 
Namens des Preußiſchen Staatsminifteriums: Lippiſches Landespräſidium. 
Der Juſtizminiſter. (Siegel) Drake. Staercke. 
* — i 2 
Siegel) =". 1 Bieſemeier. 


geſellſchaft. Vom 24. Juli 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


(Nr. 13127 Geſetz wegen Übertragung der ſtaatlichen Hafenanlagen in Duisburg an eine Aktien⸗ 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: 

a) zuſammen mit der Stadt Duisburg zur gemeinſchaftlichen Verwaltung und Betriebsführung 
der ſtaatlichen und ſtädtiſchen Hafenanlagen in Duisburg eine Aktiengeſellſchaft mit dem Sitze 
in Duisburg zu gründen, mit der Maßgabe, daß die Beteiligung des Staates am Aktienkapital 
66 vom Hundert und die der Stadt Duisburg 33¼ vom Hundert beträgt / 

b) in dieſe Aktiengeſellſchaft zur Abgeltung des auf den Staat entfallenden Anteils am Aktienkapital 
die ftaatlichen Häfen in Duisburg⸗Ruhrort und Duisburg⸗Hochfeld mit allen Rechten und Pflichten 
einzubringen. — 

8 8 2. — 

Die Wahrnehmung der Aktionärrechte des Staates liegt dem Miniſter für Handel und Gewerbe und 
dem Finanzminiſter gemeinſchaftlich ob. Der Landtag erhält eine Vertretung mit mindeſtens fünf 
Sitzen im Aufſichtsrate der Aktiengeſellſchaft. 

8 3. 

Die Veräußerung von Aktien aus dem Beſitze des Staates iſt an die Zuſtimmung des Landtags 
gebunden. 

84. 

Jede Veränderung des Aktienkapitals bedarf der Zuſtimmung des Landtags; ſie iſt zu verſagen, 
wenn der Einfluß des Staates durch die geplante Veränderung verringert werden würde. 


8 5. 
Fur die Geſchäftsführung der Aktiengeſellſchaft kommen die Artikel 63 bis 68 der Preußiſchen Ver⸗ 
faſſung ſowie die Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 
1898 (Geſetzſamml. S. 77) nicht in Betracht. dr 
$ 6. 

Das Staatsminiſterium hat dem Landtag und dem Staatsrate den Jahresabſchluß nebſt dem von 
der Aktiengeſellſchaft erſtatteten Jahresberichte nach Beſchlußfaſſung durch die Generalverſammlung vor⸗ 
zulegen. 5 

9 7. 
a) Diejenigen ftaatlichen Beamten der Duisburg⸗Ruhrorter Hafenverwaltung, die innerhalb 6 Mo⸗ 
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widerruflich beurlaubt. Sie ſcheiden aus dem Staatsdienſte nach Ablauf von fünf Jahren nach ihrer 
Abernahme aus, ſofern ſie nicht ſpäteſtens drei Monate vorher dem Miniſter für Handel und Gewerbe die 
ſchriftliche Erklärung abgeben, daß fie mit dem Ablaufe des Urlaubs ihre Tätigkeit im Staatsdienſte 
wiederaufnehmen wollen. Die eingangs erwähnte ſechsmonatige Friſt kann durch allgemeine Verfügung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe verlängert werden. 


Die Beamten ſcheiden aus dem Staatsdienſt auch mit einer innerhalb der fünfjährigen Friſt des Abſ. 1 
erfolgenden Beendigung ihres Vertragsverhältniſſes aus, ſofern ſie nicht binnen zwei Wochen nach 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes dem Miniſter für Handel und Gewerbe die ſchriftliche Erklärung 
abgeben, daß ſie ihre Tätigkeit wiederaufnehmen wollen. 


Wenn der Beamte im Falle des Abſ. 1 oder 2 rechtzeitig erklärt, ſeine Tätigkeit im Staatsdienſte 
wiederaufnehmen zu wollen, ſo erlöſchen die beiderſeitigen Anſprüche des Beamten und der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft aus dem Vertragsverhältniſſe, die ſich auf einen nach Beendigung des Urlaubs (Abſ. 1) oder des Ver— 
tragsverhältniſſes (Abſ. 2) liegenden Zeitraum beziehen. 


5) Angeſtellte, die nach a) aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden ſind, haben Anſprüche auf Verſorgungs⸗ 
bezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze, ſobald ſie aus dem Dienſte der Aktien⸗ 
geſellſchaft nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufsunfähigkeit ausſcheiden. 


Die Hinterbliebenen der mit Ruhegehalt ausgeſchiedenen Angeſtellten haben Anſpruch auf Hinter- 
bliebenenfürſorge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze. Den gleichen Anſpruch 
haben die Hinterbliebenen derjenigen Angeſtellten, die nach a) in den Dienſt der Aktiengeſellſchaft über- 
nommen und von dort durch Tod ausgeſchieden ſind. 

Die gleichen Anſprüche beſtehen, falls das Ausſcheiden auf Kündigung ſeitens der Aktiengeſellſchaft 
erfolgt, ohne daß ein in der Perſon des Angeſtellten liegender wichtiger Grund, der auch, wenn der An⸗ 
geſtellte in der Staatsverwaltung geblieben wäre, die Entlaſſung ohne Penſion zur Folge gehabt hätte, 
vorliegt. Der Anſpruch wird fällig mit dem Tage, an dem die Gehaltszahlung ſeitens der Aktiengeſellſchaft 
an den Angeſtellten in Wegfall kommt. 


Scheidet ein Angeſtellter, ohne dauernd berufsunfähig zu ſein, vor der Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der Aktiengeſellſchaft aus, weil ihm das Verbleiben in 
ſeiner Dienſtſtelle nicht zugemutet werden kann, ſo hat der Angeſtellte und demnächſt ſeine Hinterbliebenen 
Anſpruch auf die Verſorgungsbezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundsätze. Der 
Anſpruch wird fällig, ſobald er entweder das 65. Lebensjahr vollendet hat oder dauernd berufsunfähig 
geworden iſt. Der Anſpruch wird auch gewährt für die Zeit, während deren der Angeſtellte keine Stellung 
oder Beſchäftigung findet, die der von ihm im Staatsdienſte zuletzt innegehabten Stellung entſpricht. Der 
Anſpruch der Hinterbliebenen wird fällig, ſobald der Angeſtellte verſtorben iſt. 


Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der Verwaltungs behörden über das Vorliegen des Verſorgungs— 
anſpruchs nicht gebunden. 


°) Die Verſorgungsbezüge in den Fällen zu b) richten ſich nach der zuletzt von dem Angeſtellten im 
Staatsdienſte bekleideten Stelle. Dabei wird die nach dem endgültigen Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt 
in dem Dienſte der Aktiengeſellſchaft verbrachte Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter und die ruhegehalts— 
fähige Dienſtzeit nicht angerechnet. 


8 d) Auf Beamte, deren Stelle infolge Übertragens der ftaatlichen Anlagen auf die Aktiengeſellſchaft 

im Haushaltsplane wegfällt, die aber nicht aus dem Staatsdienſt ausſcheiden, findet die Verordnung vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in Verbindung mit Artikel II des Geſetzes vom 12. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 305), § 83 der Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) 
und § 28 des Perſonalabbau⸗Abwicklungsgeſetzes vom 25. März 1926 (Geſetzſamml. S. 105) Anwendung. 


88. 
Staatliche oder gemeindliche Steuern oder Abgaben, welche infolge Umbildung der Safenbetriebs- 


geſellſchaft in eine Aktiengeſellſchaft einmalig fällig werden, werden nicht erhoben. Sämtliche Geſchäfte und 
Verhandlungen aus Anlaß dieſer Umbildung find gebühren und ſtempelfrei. 
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Die Ausführung diefes Geſetzes erfolgt durch den Minifter für Handel und Gewerbe und den Finanz. 
miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 24. Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13128.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Bildung von Bodenverbeſſerungs⸗Genoſſen⸗ 
ſchaften vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 351). Vom 24. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel. 
§ 6 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 6. 

(1) Die Satzung iſt ganz oder auszugsweiſe koſtenfrei in den Amtsblättern der beteiligten Regie⸗ 
rungsbezirke und nach dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde auf Koſten der Genoſſenſchaft auch in 
den Kreisblättern bekanntzumachen. 

(2) Die Bekanntmachung kann auf das Datum der Satzung und die im § 214 Nr. I, 2, 9, 


10, 12, 13 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) bezeichneten Feſtſetzungen 
beſchränkt werden. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. — 


Berlin, den 24. Juli 1926. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


Bekanntmachung. 


5 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Rheiniſche Elektrizitäts⸗ und Kleinbahnen⸗Aktiengeſellſchaft in Aachen für die 
Errichtung einer 34 000 Volt-Leitung von ihrer Zentrale in Kohlſcheid über Herzogenrath-Geilenkirchen 
nach Heinsberg durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 22 S. 69, ausgegeben am 
29. Mai 1926; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juni 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Firma Kauffunger Marmorkalk⸗ und Dolomitwerke Promnitz und Siegert in 
Kauffung im Kreiſe Schönau für die Herſtellung einer Drahtſeilbahn von dem Kalkwerke der Firma 
Promnitz und Siegert nach dem Kalkſteinlager am Beckenſtein in Kauffung durch das Amtsblatt 
der Regierung in Liegnitz Nr. 27 S. 136, ausgegeben am 3. Juli 1926; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Juni 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Hotzenplotzer Zuckerfabrik, Aktiengeſellſchaft in Oberglogau, für den Bau und 
Betrieb einer Privatanſchlußbahn an den Reichsbahnhof Oberglogau durch das Amtsblatt der 
Regierung in Oppeln Nr. 29 S. 229, ausgegeben am 17. Juli 1926. 
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